
Beteiligung der Öffentlichkeit
an der Bauleitplanung

LANDESHAUPTSTADT

SAARBRÜCKEN

Saarbrücken Burbach
Bebauungsplan Nr. 243.03.01 „Standort Jakobstraße 30–42“
Satzungsbeschluss
Der Oberbürgermeister hat per Eilentscheidung vom 30.03.2020 den Bebauungsplan  
Nr. 243.03.01 „Standort Jakobstraße 30–42“ im Stadtteil Burbach im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a BauGB als Satzung  beschlossen und zuvor über die im Ver­
fahren eingegangenen Anregungen entschieden. Gemäß § 10 Abs. 2 BauGB ist eine 
Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde nicht erforderlich.
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.
Der Bebauungsplan kann während der Dienststunden beim Stadtplanungsamt Saar­
brücken, Bahnhofstraße 31 (Diskontohochhaus), 9. Etage eingesehen werden.

Übersichtsplan ohne Maßstab Geltungsbereich BBP Nr. 243.03.01
Gemäß § 44 Abs. 3 und 4 Baugesetzbuch wird darauf hingewiesen, dass ein Entschä­
digungsberechtigter Entschädigung verlangen kann, wenn die in den §§ 39–42 Bau­
gesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile durch die Festsetzungen dieses 
Bebauungsplanes eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit dieses Anspruchs dadurch 
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der Oberbürger­
meisterin der Landeshauptstadt Saarbrücken beantragt. Ein Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die oben bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird.
Gemäß § 215 Baugesetzbuch werden Verletzungen der in § 214 Baugesetzbuch 
bezeichneten Verfahrens­ und Formvorschriften, der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und Mängel der Abwägung  
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser  
Satzung schriftlich gegenüber der Landeshauptstadt Saarbrücken unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Es wird weiter darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan gem. § 12 Abs. 6 KSVG 
im Falle einer Verletzung von Verfahrens­ oder Formvorschriften des Kommunalselbst­
verwaltungsgesetzes (KSVG) ein Jahr nach der öffentlichen Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen gilt, sofern nicht die Vorschriften über die 
Genehmigung oder die öffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind 
oder vor Ablauf der Frist der Bürgermeister dem Beschluss widersprochen oder die 
Kommunalaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder der Verfahrens­ 
oder Form mangel gegenüber der Landeshauptstadt Saarbrücken unter Bezeichnung 
der Tatsache, die den Mangel ergibt, schriftlich gerügt worden ist.

Postanschrift:  Landeshauptstadt Saarbrücken, Stadtplanungsamt,  
66104 Saarbrücken

Öffnungszeiten:  Mo.–Mi. 09.00–12.00 und 13.30–15.30 Uhr,  
Do. 08.00–18.00 Uhr, Fr. 09.00–12.00 Uhr

Telefon: 0681/905­4078
E­Mail:  stadtplanungsamt@saarbruecken.de

Saarbrücken, den 11.04.2020
Uwe Conradt, 
Oberbürgermeister

Beteiligung der Öffentlichkeit
an der Bauleitplanung

LANDESHAUPTSTADT

SAARBRÜCKEN

Saarbrücken-Alt-Saarbrücken
Bebauungsplan Nr. 111.02.05 
„Zwischen Gutenbergstraße, Eisenbahnstraße, Hohenzollernstraße und Neu-
markt“ Satzungsbeschluss
Der Oberbürgermeister hat per Eilentscheidung vom 31.03.2020 den Bebauungsplan 
Nr. 111.02.05 „Zwischen Gutenbergstraße, Eisenbahnstraße, Hohenzollernstraße und 
Neumarkt“ im Stadtteil Alt­Saarbrücken im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 
BauGB als Satzung beschlossen und zuvor über die im Verfahren eingegangenen 
Anregungen entschieden. Gemäß § 10 Abs. 2 BauGB ist eine Genehmigung durch die 
höhere Verwaltungsbehörde nicht erforderlich. 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.
Der Bebauungsplan kann während der Dienststunden beim Stadtplanungsamt Saar­
brücken, Bahnhofstraße 31 (Diskontohochhaus), 9. Etage eingesehen werden.

Übersichtsplan ohne Maßstab Geltungsbereich BBP 111.02.05
Gemäß § 44 Abs. 3 und 4 Baugesetzbuch wird darauf hingewiesen, dass ein Entschä­
digungsberechtigter Entschädigung verlangen kann, wenn die in den §§ 39–42 Bau­
gesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile durch die Festsetzungen dieses  
Bebauungsplanes eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit dieses Anspruchs dadurch 
herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der Oberbürger­
meisterin der Landeshauptstadt Saarbrücken beantragt. Ein Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die oben bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird.
Gemäß § 215 Baugesetzbuch werden Verletzungen der in § 214 Baugesetzbuch 
bezeichneten Verfahrens­ und Formvorschriften, der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und Mängel der Abwägung 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser Sat­
zung schriftlich gegenüber der Landeshauptstadt Saarbrücken unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Es wird weiter darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan gem. § 12 Abs. 6 KSVG 
im Falle einer Verletzung von Verfahrens­ oder Formvorschriften des Kommunalselbst­
verwaltungsgesetzes (KSVG) ein Jahr nach der öffentlichen Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen gilt, sofern nicht die Vorschriften über die 
Genehmigung oder die öffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind 
oder vor Ablauf der Frist der Bürgermeister dem Beschluss widersprochen oder die 
Kommunalaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder der Verfahrens­ 
oder Form mangel gegenüber der Landeshauptstadt Saarbrücken unter Bezeichnung 
der Tatsache, die den Mangel ergibt, schriftlich gerügt worden ist.

Postanschrift:  Landeshauptstadt Saarbrücken, Stadtplanungsamt,  
66104 Saarbrücken

Öffnungszeiten:  Mo.–Mi. 09.00–12.00 u. 13.30–15.30 Uhr,  
Do. 08.00–18.00 Uhr, Fr. 09.00–12.00 Uhr

Telefon: 0681/905­4078
E­Mail:  stadtplanungsamt@saarbruecken.de

Saarbrücken, den 11.04.2020
Uwe Conradt, 
Oberbürgermeister

SATZUNG
der Landeshauptstadt Saarbrücken

über die Veränderungssperre
„Brebacher Landstraße“

für den Geltungsbereichs des im Aufstellungsverfahren befindlichen 
Bebauungsplans Nr. 135.11.00 „Brebacher Landstraße“

im Stadtteil St. Johann
Aufgrund der §§ 14 Abs. 1 und 16 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden ist) in Verbindung mit § 12 des 
Kommunalselbstverwaltungsgesetzes KSVG in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27.06.1997 (Amtsblatt S. 682), geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
19.06.2019 (Amtsbl. I S. 639), hat der Oberbürgermeister per Eilentscheidung vom 
30.03.2020 folgende Satzung erlassen: 

§ 1 – Zu sichernde Planung
Für den Bebauungsplan Nr. 135.11.00 „Brebacher Landstraße“ wurde vom Stadtrat 
am 18.06.2019 der Aufstellungsbeschluss gefasst. Zur Sicherung der Planung für die­
ses Gebiet wird eine Veränderungssperre erlassen.

§ 2 – Räumlicher Geltungsbereich
Die Veränderungssperre erstreckt sich auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 135.11.00 „Brebacher Landstraße“, dessen Aufstellungsbeschluss der Stadtrat im 
Juni 2019 gefasst hat. Das ca. 7 ha große Plangebiet liegt im Stadtteil St. Johann und 
wird wie folgt begrenzt:
im Norden: von der Mainzer Straße
im Westen:  weitestgehend von der Bahn­ und Saarbahntrasse in Richtung Saar­

gemünd
im Süden: durch die Bezirksgrenze zwischen St. Johann und Brebach
im Osten:  durch die Bezirksgrenze zwischen St. Johann und Brebach sowie in Teil­

bereichen durch die hinteren Grundstücksgrenzen der Gebäude entlang 
der Brebacher Landstraße 

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs der Veränderungssperre ist dem Lage­
plan zu entnehmen.

§ 3 – Rechtswirkungen der Veränderungssperre
Vorhaben, wie die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von baulichen Anla­
gen dürfen nicht mehr durchgeführt, bauliche Anlagen nicht mehr beseitigt werden. 
Und auch sonstige erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von 
Grundstücken oder baulichen Anlagen sind unzulässig (§ 14 Abs. 1 BauGB). Durch die 
Veränderungssperre werden aber nicht sämtliche Bauvorhaben ausgeschlossen. Nicht 
genehmigungs­ oder anzeigepflichtige Veränderungen von Grundstücken und bauli­
chen Anlagen (z.B. Unterhaltungsmaßnahmen, Beseitigung von Funktionsmängeln 
etc.) sind von der Veränderungssperre nicht erfasst.
Außerdem kann das Bauaufsichtsamt gemäß § 14 Abs. 2 BauGB Ausnahmen von der 
Veränderungssperre zulassen, sofern überwiegende öffentliche Belange nicht entge­
genstehen. Diese Entscheidung muss im Einvernehmen mit der Gemeinde erfolgen. 
Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt 
wurden, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts 
Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Ver­
änderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und 
die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden gemäß § 14 Abs. 3 BauGB 
von der Veränderungssperre nicht berührt. 
Da in der Vergangenheit gelegentlich rechtliche Bedenken gegen die Anwendung der 
nach Baugesetzbuch vorgesehenen Plansicherungsinstrumente vorgebracht wurden, 
sind die betreffenden Paragrafen dieses Bundesbaugesetztes als Anlage 3 angefügt.

§ 4 – Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Veränderungssperre
Die Veränderungssperre tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt nach § 17 
Abs. 1 BauGB nach zwei Jahren außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist der seit der 
Zustellung der ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 15 Abs. 1 abgelaufe­
ne Zeitraum anzurechnen. Die Gemeinde kann die Frist um ein Jahr verlängern. Wenn 
besondere Umstände es erfordern, kann die Gemeinde mit Zustimmung der nach 
 Landesrecht zuständigen Behörde die Frist bis zu einem Jahr nochmals verlängern.
Grundsätzlich dürfen Baurechte während der Geltungsdauer der Satzung nicht ausge­
übt werden.
Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit das Bebau­
ungsplanverfahren rechtsverbindlich abgeschlossen ist.
Saarbrücken, den 30.03.2020
Der Oberbürgermeister 
Uwe Conradt

Geltungsbereich der Veränderungssperre sowie des Bebauungsplans Nr. 135.11.00
„Brebacher Landstraße“ im Stadtteil St. Johann

Übersichtsplan o. Maßstab

Hinweis:
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und Satz 3 BauGB über die Geltend­
machung etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnachteile 
durch die Veränderungssperre und des § 18 Abs. 3 über das Erlöschen der Entschä­
digungsansprüche wird hingewiesen.

Öffnungszeiten:  Mo.–Mi. 09.00–12.00 u. 13.30–15.30 Uhr,  
Do. 08.00–18.00 Uhr, Fr. 09.00–12.00 Uhr

Postanschrift:  Landeshauptstadt Saarbrücken, Stadtplanungsamt,  
66104 Saarbrücken

Tel.­Nr.: 0681 905 4078
E­Mail:  stadtplanungsamt@saarbruecken.de

Saarbrücken, den 11.04.2020
Uwe Conradt,
Oberbürgermeister

Beteiligung der Öffentlichkeit
an der Bauleitplanung

LANDESHAUPTSTADT

SAARBRÜCKEN

Saarbrücken – Dudweiler
Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Saarbrücken hat in seiner Sitzung am 11.02.2020 
die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 312.11.00 „Rathausblock“ im Stadt­
teil Dudweiler im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB beschlossen. 
Ziel des Bebauungsplans
Der Bebauungsplan soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung 
eines großflächigen Einzelhandelsbetriebs schaffen. In den Obergeschossen über 
dem geplanten Einkaufsmarkt soll Wohnen und Dienstleistungen ermöglicht werden. 
Im Zuge der Umsetzung des Projektes soll das denkmalgeschützte Gebäude 
 „Nassauer Hof“ in der Saarbrücker Str. 267 in die Planung integriert werden. Durch die 
Planung neuer Fußwegeverbindungen soll der Markt von der Saarbrücker Straße, der 
Rathausstraße und der Sulzbachtalstraße aus erreichbar sein.
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und Auslegung der Planabsichten
Gleichzeitig hat der Stadtrat eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Unterlagen zur Planung (Aufstellungsbeschluss, 
 städtebauliches Konzept) können ab dem 11.04.2020 im Internet unter folgendem 
Link: http://www.saarbruecken.de/leben_in_saarbruecken/planen_bauen_ 
wohnen/bebauungsplaene eingesehen oder beim Stadtplanungsamt angefordert 
werden. Äußerungen, Stellungnahmen und Rückfragen können schriftlich, per E­Mail 
oder telefonisch vorgetragen werden. Auf eine Erörterungsveranstaltung muss wegen 
der aktuell gültigen Ausgangsbeschränkung anlässlich der Corona Pandemie ver­
zichtet werden.
Geltungsbereich BBP 312.11.00 Rathausblock

Übersichtsplan, ohne Maßstab

Postanschrift:  Landeshauptstadt Saarbrücken, Stadtplanungsamt,  
Bahnhof straße 31, 66111 Saarbrücken

Öffnungszeiten:  Mo.–Mi. 09.00–12.00 u. 13.30–15.30 Uhr,  
Do. 08.00–18.00 Uhr, Fr. 09.00–12.00 Uhr

Tel.­Nr.: 0681 905 4041
E­Mail:  stadtplanungsamt@saarbruecken.de

Saarbrücken, den 11.04.2020
Der Oberbürgermeister
Uwe Conradt

Ende des amtlichen Teils 

EAmtliche Bekanntmachungen


